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Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1921 | Nr. 48. 


Inh alt: Geſetz, betreffend die Ermächtigung des Staatsminiſtertums- zur Feſtſtellung der Beendigung des Kriegszuſtandes, 
— ) S. 481. — Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des 


Preußiſchen Landtags vom 23. April 1921, S. 481. — Geſetz, betreffend die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur Förderung der 


Anſiedlung, S. 482. — Verordnung, betreffend Unterbringung verſetzter Beamter und Militärperſonen, S. 484. — Bekannt 
machung' der nach dem Geſetze vom 10 Avril 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw, S. 484. 


(Nr. 12172.) Geſetz, betreffend die Ermächtigung des Staatsminiſteriums zur Feſtſtellung der Beendigung 
des Kriegszuſtandes. Vom 31. Juli 1921. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Paragraph. 
Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, feſtzuſtellen, wann im Sinne beſtehender landesrecht— 
licher Vorſchriften der Kriegszuſtand als beendet anzuſehen iſt. 
Das vorſtehende Geſetz wird hiermit verkündet, nachdem der Staatsrat von ſeinem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch gemacht hat. 


Berlin, den 31. Juli 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Stegerwald. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Dominicus. Warmbold. Sgemiſch. 


(Nr. 12173.) Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten 
des Preußiſchen Landtags vom 23. April 1921 (Geſetzſamml. S. 361). Vom 6. Auguſt 1921. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Artikel. : 
Das Geſetz über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des Preußiſchen Land— 
tags vom 23. April 1921 (GGeſetzſamml. S. 361) wird dahin ergänzt, daß vom 1. Juli 1921 an 
Geſetzſammlung 1921. (Nr. 12172—12175.) 


Ausgegeben zu Berlin den 13 Auguſt 1921 82 
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1. den in der Stadtgemeinde Berlin wohnhaften Mitgliedern 
a) zur 2 Aufwandsentſchädigung ein I Auerüngszuſchlag von monatlich fünfhundert Mark gewährt, 
b) zu dem im § 2 bezeichneten Tagegeld ein Teuerungszuſchlag von zwanzig Mark, für 
Sitzungen außerhalb der Stadtgemeinde Berlin von fünfunddreißig Mark gewährt, 
e) beim Abzuge nach § 3 ein um zwanzig Mark erhöhter Betrag abgezogen wird; 
2. den übrigen Mitgliedern 
a) zur 2 Aufwandsentſchädigung ein Teuerungszuſchlag von monatlich eintauſend Mark gewährt, 
b) zu dem im § 2 bezeichneten Tagegeld ein Teuerungszuſchlag von fünfunddreißig Mark 
gewährt, 
e) beim Abzuge nach § 3 ein um fünfunddreißig Mark erhöhter Betrag abgezogen wird. 


Das vorſtehende Geſetz wird hiermit verkündet, nachdem der Staatsrat von ſeinem verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch gemacht hat. \ 


Berlin, den 6. Auguſt 1921. 


Das Preuüͤßiſche Staatsminiſterium. 
Stegerwald. Fiſchbeck, am Zehnhoff. Dom inieus. Warmbold. Saemiſch. 


(Nr. 12174) Seh 11 19515 die Bereitfellung von Staatsmitteln u Sorten der duftend Vom 
6. Auguſt 1921. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
nr 


(1) Zur Förderung der Anſiedlung dürfen dreihundert Millionen Mark verwendet werden. 
(2) Die Verwendung dieſes Fonds erfolgt nach den Vorſchriften der $$ 2 und 3 dieſes Geſetzes. 


9 2. | 
(1) Der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung) können Mittel zur Gewährung von Zwiſchen— 


kredit bei der Errichtung von Rentengütern zur Verfügung geſtellt werden. 


(2) Die aufkommenden Zinſen ſind von der Preußiſchen Staatsbank an die Staatskaſſe abzuführen. 
() Wird der der Preußiſchen Staatsbank auf Grund dieſes Geſetzes zur Verfügung geſtellte 
Betrag an die Staatskaſſe zurückgezahlt, ſo iſt er zur Verſtärkung der geſetzlichen Schuldentilgung 
zu verwenden. 
(4) Über die Verwendung des der Preußiſchen Staatsbank zur Verfügung geſtellten Betrags 
iſt dem Landtag alljährlich Rechnung zu legen. 


9 3. 
() Ein Teil der Mittel kann zur Beteiligung des Staates. mit e bei gemeinnützigen 
Siedlungsunternehmungen verwendet werden. 
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(e) Auf dieſe Einlagen entfallende Gewinnanteile dürfen den gemeinnützigen Siedlungsunter⸗ 
nehmungen zu anderen Zwecken der inneren Koloniſation belaſſen werden. 

(6) Soweit dies nicht geſchieht, fließen die Gewinnanteile dem Fonds zu. Das gleiche gilt 
für etwaige Rückeinnahmen und Zinſen. - 

| 8 4. e 

(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Bereitſtellung der nach § 1 bewilligten Mittel 
eine Anleihe durch Veräußerung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzu⸗ 
nehmen. Die Anleihe iſt jährlich mit 1,9 vom Hundert des urſprünglichen Kapitals zu tilgen 
unter Hinzurechnung der durch die Tilgung erſparten Zinſen, dieſe zu 5 vom Hundert gerechnet. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
werden von der Hauptverwaltung der Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

(3) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und Wechſel können 
ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem beſtimmten Wertverhältniſſe gleich⸗ 

zeitig auf in» und ausländiſche Währungen ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 
a (1) Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 

(5) Die Mittel zur Einlöfung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können durch Ausgabe 
von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nenn⸗ 
betrage beſchafft werden. 

(o) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöfung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt find, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf, 
Anordnung des Finanzminiſters vierzehn Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die 
Verzinſung oder Umlaufszeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vgr dem Seitpunkte beginnen, 
mit dem die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder Wechſel aufhört. 

(7) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins- oder Diskont⸗ 
ſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Umlaufszeit ſowie zu welchem Kurfe 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter. Ebenſo bleibt ihm im Falle des Abs. 3 die Feſtfetzung des Wertverhältniſſes ſowie 
der näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

(8) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vorſchriften des Ge- 
ſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes vom 8. März 1897 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903 Geſetzſamml. S. 155) anzuwenden. 


ö ö $ 5. 
Das Geſetz tritt am Tage der Verkündung in Kraft. Die zuſtändigen Miniſter erlaſſen die 
zu ſeiner Ausführung erforderlichen Vorſchriften. i 
Das vorſtehende Geſez wird hiermit verkündet, nachdem der Staatsrat von ſeinem ver⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte des Einſpruchs keinen Gebrauch gemacht hat. 


Berlin, den 6. Auguſt 1921. 
Das Preußiſche Stgatsminiſterium. 
Stegerwald. Fiſchbeck. Dominicus. Warmbold. Saemiſch. 
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(Nr. 12175.) Verordnung, betreffend Unterbringung verſetzter Beamter und Militärperſonen. Vom 
23. Juli 1921. 


Die immer größer gewordene Wohnungsnot hat die Unterbringung verſetzter Beamter und Militärperſonen 
immer ſchwieriger geſtaltet, ja daun unmöglich gemacht, wenn die Gemeinden es abgelehnt haben, dem Amts— 
nachfolger die Wohnung des Amtsvorgängers zu überlaſſen. Mit Rückſicht hierauf beſtimme ich auf Grund 
des Artikel 2 des Reichsgeſetzes vom 11. Mai 1920 — Reichs⸗Geſetzbl. S. 950 — mit Zuſtimmung des Reichs— 
arbeitsminiſters für den Umfang des Preußiſchen Staates, daß infolge von Verſetzungen und Todesfällen 
von Reichs- und Staatsbeamten ſowie von Militär⸗ und Marineperſonen frei werdende Wohnungen zunächſt 
dem Amtsnachfolger anzubieten ſind. Eignet ſich die Wohnung für den Amtsnachfolger nicht, worüber 
die dem Beamten bezw. der Militär⸗ oder Marineperſon vorgeſetzte Behörde im Streitfall endgültig zu ent⸗ 
ſcheiden hat, ſo iſt der Amtsnachfolger berechtigt, entweder die frei gewordene Wohnung der Gemeindebehörde 
zur Verfügung zu ſtellen und die Zuweiſung einer für ſeine Verhältniſſe paſſenden Wohnung zu verlangen 
oder, falls nach der Erklärung der Gemeindebehörde die ſofortige Zuweiſung einer ſolchen Wohnung nicht 
möglich iſt, die frei gewordene Wohnung des Amtsvorgängers zum Tauſche zu benutzen. Ein derartiger 
Tauſch iſt auf Verlangen der dem Beamten oder der Militär- oder Marineperſon unmittelbar vorgeſetzten 
Behörde zu genehmigen, und erforderlichenfalls iſt die Zuſtimmung der in Frage kommenden Hauseigentümer 
von der Gemeindebehörde zu ergänzen. i 

Iſt binnen 3 Wochen nach dem tatſächlichen Freiwerden der Wohnung ein Amtsnachfolger von der 

dem Beamten bezw. der Militärperſon vorgeſetzten Behörde der Gemeindebehörde nicht bezeichnet, erhält die 
Gemeindebehörde das freie Verfügungsrecht über die frei gewordene Wohnung. 
Kann ein verſetzter Reichs- oder Staatsbeamter bezw. eine verſetzte Militär- oder Marineperſon die 
Wohnung des Amtsvorgängers deswegen nicht beziehen, weil dieſer penſioniert oder aus dem Staatsdienſt 
ausgeſchieden iſt und ſeine bisherige Wohnung beibehält, ſo iſt der Amtsnachfolger in der betreffenden Ge— 
meinde bezüglich der Zuteilung einer Wohnung als beſonders vordringlich zu behandeln. Die ſonſtigen in 
den Gemeinden geltenden Anordnungen über die bevorzugte Unterbringung von Beamten und Militärperſonen 
werden durch dieſe Anordnung nicht berührt. 

Die zuſtändigen Kommunalaufſichtsbehörden werden auch ermächtigt, im Einzelfalle, falls das er⸗ 
in zur Erreichung des angeſtrebten Zweckes im Rahmen diefer Anordnung noch ergänzende Verfügungen 
zu treffen. 

Berlin, den 23. Juli 1921. 


Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
In Verlretung 


Scheidt. 


Bekanntmachung. 


N 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 

1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 9. Juni 1921, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gemeinde Wengern im Amtsbezirke Volmarſtein des Landkreiſes Hagen 
für die Anlage eines Turn- und Spielplatzes, durch das Amlsblatt der Regierung in Arnsberg 
Nr. 30 S. 393, ausgegeben am 23. Juli 1921; 

2 der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Juni 1921, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Deutſchen Reichsfiskus, vertreten durch das Hauptgräberamt in 
Königsberg i. Pr., für die Erhaltung der in der Provinz Oſtpreußen außerhalb der öffentlichen 
Friedhöfe angelegten Kriegerbegräbnisſtätten, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Königsberg Nr. 30 S. 263, ausgegeben am 23. Juli 1921, 
der Regierung in Gumbinnen Nr. 30 S. 222, ausgegeben am 30. Juli 1921, und 
der Regierung in Allenſtein Nr. 30 S. 156, ausgegeben am 23. Juli 1921. 
Nedigiert im Büro des Staatsminiſterums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Der Bezugspreis für die Preußiſche Geſetzſammlung iſt vom 1. Januar 1921 ab auf 21 Mark jährlich einſchließlich der geſetzlichen Zeitungsgebühr 
ſeſtgeſezt. Der Preis für einzelne Stücke beträgt 50 Pfennig für den Bogen, für die Hauptfachverzeichniſſe 1806 bis 1883 50 Mark und 
1884 bis 1913 26 Mark. Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 
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